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1. Zugang zur Fragestellung 

 

Die Möglichkeit, das Geschehen in Haftanstalten rechtlich überprüfen zu kön-

nen, ist für einen Rechtsstaat eine Selbstverständlichkeit. Denn Gefängnisse sind 

nicht nur deshalb gefährliche Orte, weil sich dort Normbrecher aufhalten, son-

dern ebenso deshalb, weil die vom Staat eingerichteten und unterhaltenen Straf-

anstalten als „totale Institutionen“
1
 den Aufsichtsbediensteten und anderen – 

mitunter auch Mitgefangenen – einen intensiven Zugriff auf die dort Inhaftierten 

erlauben. Die Unterworfenheit und Ohnmacht der einen und die Machtpositionen 

der anderen Seite schaffen Ungleichgewichte, durch die Übergriffe zwar nicht 

zwangsläufig herbeigeführt, aber infolge der verschiedenen Versuchungssituati-

onen erheblich wahrscheinlicher werden.
2
 Wenn aber der Staat durch sein Straf-

rechtssystem Menschen in eine derartig prekäre Lage bringt, trägt er zugleich 

eine erhöhte Verantwortung, diese Menschen vor solchen „Nebenwirkungen“ zu 

bewahren, die jenseits der eigentlichen Strafe auftreten. Soll doch die „moderne“ 

Freiheitsstrafe allein in der weitgehenden Aufhebung der Fortbewegungsfreiheit, 

nicht jedoch etwa dem permanenten Gefühl persönlichen Bedroht-Seins beste-

hen.  

Fraglich ist mithin nicht das Ob einer Kontrolle, vielmehr „lediglich“ das 

Wie.
3
 Hier hat das Land Nordrhein-Westfalen einen schmerzlichen Lernprozess 

durchmachen müssen. Trotz der Möglichkeit gerichtlicher Überprüfung des 

Vollzugshandelns und trotz der institutionalisierten Dienst- und Fachaufsicht 

über die Haftanstalten hatte sich in der Vollzugsanstalt in Siegburg ein Klima 

entwickelt, in dem schließlich Gefangene des als erzieherisch deklarierten Ju-

gendvollzugs einen schwächeren Mithäftling über viele Stunden hinweg – 

gleichsam ungestört – grausam zu Tode quälen konnten. In den nachfolgenden 

                                                           
1 E. Goffman: Asyle. Über die Merkmale totaler Institutionen, dt. 1973, S. 13 f. 
2 Vgl. P. G. Zimbardo i. F. Neubacher/M. Walter (Hrsg.): Sozialpsychologische Experimente in der 

Kriminologie, 2002, S. 69 f. 
3 S. T. Koeppel: Kontrolle des Strafvollzuges. Individueller Rechtsschutz und generelle Aufsicht. Ein 

Rechtsvergleich, 1999 
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Untersuchungen offenbarten sich Abgründe, die indessen zuvor nicht als solche 

erkannt und beseitigt worden waren.
4
 Die damalige Justizministerin schuf da-

raufhin die Institution eines Ombudsmannes, an den Eingaben aller Art gerichtet 

werden können und der eigene Anstaltsbesuche durchführt.
5
 Der Ombudsmann 

wurde in der anschließenden Wahlperiode vom nachfolgenden Justizminister zu 

einem Justizvollzugsbeauftragten mit zusätzlichen Beratungsaufgaben „ausge-

baut“. Als gegenwärtiger Inhaber dieses Amtes blickt der Verfasser des folgen-

den Beitrags auf das Vollzugsgeschehen. Bedingt durch diese Sicht geht es nicht 

um eine emotionsfreie Durchmusterung verschiedener Kontrollstrategien. Viel-

mehr steht die Einrichtung des Justizvollzugsbeauftragten im Mittelpunkt und 

führt zu der (selbst-)kritischen Frage, welche Chancen ein derartiger externer 

Beauftragter hat und – umgekehrt –, welche Risiken mit seinen Aktivitäten ver-

bunden sind.  

 

 

2. Kontrollwege 

 

Aus der Perspektive des Justizvollzugsbeauftragten erscheinen andere Kontroll-

möglichkeiten als Alternativen oder als „Konkurrenz“. Freilich macht es wenig 

Sinn, zu anderen intakten Kontrollwegen eine Konkurrenz aufzubauen. Überzeu-

gender ist ein ergänzender Ansatz, der dort Schwerpunkte setzt, wo bisher der 

Ansprechpartner für Kritik und nötige Verbesserungen fehlte. Aus diesem 

Blickwinkel war zu klären, in welchen Fällen die neue Instanz tätig werden sollte 

und in welchen eher nicht. Das rechtliche Instrumentarium für eine entsprechen-

de Akzentsetzung liefert das dem Justizvollzugsbeauftragten – ebenso wie schon 

dem vorherigen Ombudsmann – gegebene Recht der Selbstbefassung. Danach 

entscheidet er jeweils selbst darüber, ob und in welchem Ausmaß er  ein Anlie-

gen aufgreift.
6
  

Zunächst braucht er bei den vielen Konstellationen nur subsidiär tätig zu 

werden, die in erster Linie im Wege innerer Korrekturen zu regeln sind. Hierzu 

gehören beispielsweise organisatorische Fragen, angefangen mit dem Einkauf 

der Gefangenen bis hin zur Küchennutzung, Wäscheausgabe oder der (Un-) 

                                                           
4 S. dazu M. Walter: Der Skandal von Siegburg und der künftige Umgang mit jungen Strafgefange-
nen, i. Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe (ZJJ), 18 (2007), S. 72 f. u. ders.: Der 

Häftlingsmord von Siegburg: Zu Formen seiner gesellschaftlichen Verarbeitung, ZJJ, 20 (2009), S. 

149 f. 
5 Rechtsvergleichend und zur Initiative in NRW vgl. K. P. Rotthaus: Ein Ombudsmann für das deut-

sche Gefängniswesen, i. Bewährungshilfe, 55 (2008), S. 373 f. 
6 Die einschlägige Allgemeinverfügung (AV) des Justizministeriums vom 13.12.2010 bestimmt in 
Nr. 6 Abs. 1: Der Justizvollzugsbeauftragte wird ausschließlich im Wege der Selbstbefassung tätig. 

Ein Rechtsanspruch darauf, dass er sich mit einer an ihn gerichteten Eingabe befasst, besteht nicht. 
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Zulässigkeit bestimmter Wasserkocher. Das Strafvollzugsgesetz von 1977 sieht 

im Konfliktsfall die Beschwerde zum Anstaltsleiter vor (§ 108), der Gefangene 

kann dazu die Sprechstunde aufsuchen (Abs. 1 S. 2). Falls sich Unstimmigkeiten 

nicht ausräumen lassen, greifen manche Gefangenen recht schnell zur Dienstauf-

sichtsbeschwerde an das Justizministerium. Die setzt eine schuldhafte Pflichtver-

letzung voraus und stellt daher ein „schweres Geschütz“ dar. Sie zieht deswegen 

eine Verhärtung der Fronten nach sich und fördert selten Lösungen, die in der 

Sache weiterführen.  

Im Hinblick auf Fortschritte in der Vollzugsgestaltung sieht das Gesetz den 

Anstaltsbeirat als ein vollzugsnahes Gremium vor, das „bei der Gestaltung des 

Vollzuges und bei der Betreuung der Gefangenen mitwirkt“ (§ 163 S. 1 

StVollzG). Die Mitglieder des Beirats „können namentlich Wünsche, Anregun-

gen und Beanstandungen entgegennehmen“ (§ 164 Abs. 1 S. 1 StVollzG). Der 

Anstaltsbeirat ist teils anstaltsintern tätig, er unterstützt den Anstaltsleiter bei 

seiner Arbeit (§ 163 S. 2 StVollzG), teils aber auch extern, soweit seine Mitglie-

der eigenständig Gefangene „in ihren Räumen aufsuchen“ und vor allem mit 

ihnen kommunizieren, ohne dass „Aussprache und Schriftwechsel“ überwacht 

werden (§ 164 Abs. 2 S. 2 StVollzG).  

Definiert man den Justizvollzugsbeauftragten als ein externes Kontrollor-

gan, wofür insbesondere seine Unabhängigkeit vom Vollzugssystem spricht, 

sieht er sich vor allem der gleichfalls externen Kontrolle durch den Petitionsaus-

schuss des Landtags von NRW
7
 und dem gerichtlichen Antragsverfahren gem. 

§§ 109 f. StVollzG gegenüber. Der Parlamentsausschuss ist insofern noch „ex-

terner“, als er von der Struktur der Gewaltenteilung her als Legislative die Exe-

kutive zu kontrollieren hat und zugleich Abgeordnete der verschiedenen Fraktio-

nen in sich versammelt, mithin auch die Opposition repräsentiert. Er hat zwar 

wie auch der Justizvollzugsbeauftragte keine Regelungskompetenz, ist also nicht 

befugt, konkret einzugreifen. Doch besitzt sein Votum erhebliches politisches 

Gewicht, das seinerseits durchaus und keineswegs selten zu konkreten Änderun-

gen führt. In das Verwaltungsgeschehen eingreifen kann demgegenüber das 

Vollstreckungsgericht im Antragsverfahren nach den §§ 109 f. StVollzG. Es ist 

indessen auf rechtliche Prüfungen beschränkt und nicht befugt, den Anstaltslei-

tungen die Beurteilungsspielräume oder das Handlungsermessen zu nehmen. 

Außerdem fehlt im vollstreckungsgerichtlichen Verfahren das Vollstreckungs-

recht als Durchsetzungsrecht, weshalb ein Gefangener das ihm zugesprochene 

Recht faktisch nicht verwirklichen im Sinne von erzwingen kann, wenn die An-

stalt den Gerichtsspruch zu umgehen sucht (was offenbar gar nicht so selten 

geschieht, etwa im Wege einer raschen Verlegung in eine andere Anstalt).  

                                                           
7 S. Art. 41 a Abs. 1 Landesverfassung NRW 
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Selbst falls man in unserem Kontext die verfassungs- und die international-

rechtlichen Kontrollwege einmal ausklammert, wird kein Mangel an Rechtsbe-

helfen erkennbar. Wo nun soll das Besondere der Kontrolle gerade durch den 

Justizvollzugsbeauftragten liegen?  

 

 

3. Komplementäre Schwerpunktsetzung 

 

Wenn keine konkurrierende Eingabenbearbeitung vorgenommen und eine bloße 

Dopplung der Beschwerde- und Kontrollwege vermieden werden soll, muss der 

Schwerpunkt Fragestellungen gelten, die ansonsten eher unbearbeitet bleiben. 

Das heißt zunächst, dass etwa die Klärung konkreter rechtlicher Einzelprobleme, 

etwa ein Streit über die Höhe des zu zahlenden Arbeitsentgelts, nach wie vor 

dem gerichtlichen Antragsverfahren verbleibt. Ebenso wenig sinnvoll erscheint 

es, funktionierende informelle Mechanismen durch externe Interventionen zu 

unterbrechen. Falls sich Schwierigkeiten im Gespräch mit der Anstaltsleitung 

oder eventuell durch Vermittlung des Anstaltsbeirats regeln lassen, ist demge-

genüber die Tätigkeit des Justizvollzugsbeauftragten subsidiär. 

Bei der Bearbeitung von „Störungen“ der unterschiedlichsten Art zeigt sich 

jedoch, dass das Problem häufig sowohl eine individuelle als auch gleichzeitig 

eine strukturelle Seite hat. So können beispielsweise Spannungen zwischen Ge-

fangenen und Bediensteten jeweils auf einzelne Punkte, etwa ein unkorrektes 

Verhalten eines Gefangenen oder eines Bediensteten zurückgeführt werden. Das 

allgemeine „Reiz“-Klima, aus dem die verschiedenen Ordnungsstörungen her-

vorgegangen sind, mag aber mit auf dem Empfinden der Gefangenen beruhen, 

nicht richtig angehört und ernst genommen zu werden. Solange nur das Einzel-

problem einer Lösung zugeführt wird, fehlt gleichsam ein Teil, nämlich die Be-

arbeitung der tiefer liegenden strukturellen Mängel. Da dem Justizvollzugsbeauf-

tragten aufgegeben ist, an der Verbesserung der Vollzugsgestaltung mitzuwir-

ken
8
, muss er seinen Schwerpunkt auf die Eingaben und wahrgenommene 

Schwierigkeiten lenken, die auf derartige breitere Zusammenhänge verweisen. In 

diesem Sinne kommt es auf komplementäres Arbeiten an. Dabei liegen die 

Schwierigkeiten nahezu auf der Hand, denn man sieht einzelnen Konflikten 

deren strukturelle Anteile nicht immer gleich so ohne weiteres an. Zudem muss 

                                                           
8 Die AV vom 13.12.2010 bestimmt in Nr. 4: Der Justizvollzugsbeauftragte wertet die aufgrund 
seiner Tätigkeit gewonnenen Erkenntnisse kontinuierlich aus. Auf der Grundlage dieser Auswertung 

erarbeitet er Empfehlungen zur Optimierung und Fortentwicklung der organisatorisch-strukturellen 

Bedingungen des Justizvollzugs. Nr. 3 enthält die Verpflichtung, das Justizministerium in grundsätz-
lichen Angelegenheiten des Justizvollzugs zu beraten, insbesondere bei dessen kontinuierlicher 

Fortentwicklung.  
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der Blick vor allem auf Momente gerichtet werden, die sich aus der Sicht ex ante 

produktiv bearbeiten lassen, für die Lösungen bei realistischer Betrachtung vor-

stellbar sind. Um zum vorherigen Beispiel zurückzukehren, könnte man danach 

fragen, ob die Gefangenen die Möglichkeit haben, ihre Anliegen institutionell in 

der Gefangenenmitverantwortung vorzutragen und ob dadurch ein gewisser 

Spannungsabbau denkbar erscheint. Je wahrscheinlicher derartige Perspektiven 

gegeben sind, desto mehr drängt sich eine entsprechende Bearbeitung auf.  

Worin nun können die Stärken liegen, die ein Justizvollzugsbeauftragter 

einzubringen vermag? Drei ineinander greifende Momente lassen sich benennen:  

 

 die externe und verwaltungsunabhängige Stellung, 

 die Freiheit von politischen Machtkämpfen und Ritualen, 

 der Blick auf die kriminologische Forschung und das wissenschaftliche 

Gespräch. 

 

Viele strukturelle Probleme werden von Praktikern klar erkannt und analysiert. 

Sie haben im Berufsalltag nur häufig nicht die Möglichkeiten, für Abhilfe zu 

sorgen. Die hierarchische Anordnung der Verwaltung schafft Abhängigkeiten, 

unter denen Mängel hingenommen werden, etwa deshalb, weil die Kritik aus 

unterschiedlichen Gründen für das eigene berufliche Fortkommen hinderlich 

wäre. Demgegenüber können Worte, die nicht entsprechenden Einschränkungen 

unterliegen, befreiend wirken. Eindrücke aus dem Vollzugsalltag können an die 

politisch Verantwortlichen, die ministerielle „Hausspitze“, weitervermittelt wer-

den, ohne Filterungen, Färbungen oder Beimischungen spezifischer Interessen 

des zwischengeschalteten Apparats, weil kein Dienstweg eingehalten werden 

muss. Es gibt weniger Rücksichtnahmen.  

Der Vollzug leidet unter der zentralen Problematik, dass die politischen 

Auseinandersetzungen wenig mit den Defiziten zu tun haben, die bei Gefängnis-

kontrollen der verschiedensten Art sichtbar werden. Hier besteht die Chance, 

solche Diskrepanzen sichtbar zu machen, sie zu benennen, um die Aufmerksam-

keit von politischen Schaukämpfen auf die wahren Probleme zu lenken. Der 

Strafvollzug bietet politisch betrachtet ein Feld, auf dem eine Ministerin oder ein 

Minister zum „Wanken“ gebracht und schlimmstenfalls zum Rücktritt veranlasst 

werden kann. Der Stoff, aus dem die einschlägigen Auseinandersetzungen sind, 

besteht aus Sicherheitsgeschichten der plakativen Art: ein Gefangener konnte 

ausbrechen oder im Rahmen einer Lockerung Spektakuläres veranstalten, z.B. 

bei einer Ausführung dem begleitenden Beamten entschwinden. Über solche 

Ereignisse wissen Medien zu berichten, sie nähren die Vorstellung vom „fidelen 

Gefängnis“ und der Unfähigkeit seiner Bediensteten. Im Rahmen parlamentari-

scher Attacken werden die Geschehensabläufe minutiös rekonstruiert und Schul-
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dige und Versäumnisse gesucht. „Ideal“ sind dann organisatorische Mängel, da 

für die am ehesten eine politische Haftung des Ministers konstruierbar ist. Ob-

wohl die oppositionelle Aufbereitung und noch mehr die ministerielle Abwehr 

derartiger Angriffe Kräfte bindet und verzehrt, wissen alle Insider (einschließlich 

der an den Kämpfen beteiligten), dass der vollzugliche Schuh an ganz anderen 

Stellen drückt, deren Realitäten nicht zu Schaukämpfen verwendet werden. Man 

denke an fehlende Arbeit, an fehlende Ausbildungsplätze, an fehlende Therapie-

plätze an fehlende Entlassungsplanungen u.a.m. Die damit verbundene Misere 

zeigt sich indessen in Eingaben und bei Anstaltsbesuchen. Letztere werden un-

abhängig von vorherigen Meldungen oder Beschwerden durchgeführt und gestat-

ten getrennte Gespräche mit den verschiedenen Gruppierungen (insbes. Anstalts-

leitung und Führungskräfte, Personalrat, Gefangenenmitverantwortung – GMV – 

Anstaltsbeirat und einzelnen Gesprächspartnern) sowie Besichtigungen mit 

wechselnden Schwerpunkten. Viele Gefangene sitzen die längste Zeit des Tages 

passiv auf den Zellen herum und gucken wertlose TV-Sendungen. Bestimmte 

Momente, die für das Verständnis für die Straftaten und deren Bewältigung von 

zentraler Bedeutung sind, finden nicht die ihnen gebührende Aufmerksamkeit.  

Ein markantes Beispiel liefert das Verbrechensopfer. Es wird im gegenwär-

tigen Haftbetrieb kaum wahrgenommen, weil man sich oft schon durch die Sorge 

um die Gefangenen überfordert fühlt. Insofern hilft der Blick in die kriminolo-

gisch-viktimologische Forschung. Ein Impuls, der auf den ersten Blick mehr 

Arbeit macht, wird zunächst – nach unverbindlich-abstrakter Anerkennung – erst 

einmal abgewehrt. Erneut offenbart sich eine Lücke, die ein Justizvollzugs-

beauftragter mit komplementären Bemühungen füllen kann. Denn einem unbe-

fangenen Zeitgenossen leuchtet nicht ein, warum bei der Gestaltung der Haft und 

der Vorbereitung der Integration des Gefangenen in die Gesellschaft der von den 

Delikten Verletzte und eventuell andere konkret gefährdete Menschen ausge-

klammert bleiben sollen. Zu berücksichtigen ist dabei nicht zuletzt, dass Verletz-

te – wie Täter – in familiären Bindungen leben. Ihre Probleme sind häufig nicht 

isoliert zu verstehen, sondern jeweils im familialen System. Deshalb kann die 

Opferhilfe, die eine bevorstehende Entlassung des Täters/Gefangenen notwendig 

macht, auch darin bestehen, die sozialen Kräfte dieses Beziehungsgeflechts, in 

das das Opfer eingebunden ist, zu stärken. Die gesamte Opferseite wird bislang 

bei der Planung der Täter-Reintegration weitgehend vernachlässigt, weshalb hier 

ein erheblicher Nachholbedarf besteht. Darauf zu hoffen, die staatliche Voll-

zugsverwaltung werde schon noch die Lücke erkennen und füllen, ist angesichts 

der bereits erkannten und verwalteten Defizite zu optimistisch. Wir begegnen 

vielmehr einem geradezu exemplarischen Feld für komplementäre Anstrengun-

gen.  
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4. Von der Vielfalt der Eingaben zu konzeptionellen Schwerpunkten 

 

Die Eingaben, mit denen dem Justizvollzugsbeauftragten „Beschwerden, Anre-

gungen, Beobachtungen und Hinweise“
9
 mitgeteilt werden, und zwar von „je-

dermann“, sind eine Fundgrube vollzuglicher Probleme. Sie geben die Sichtwei-

sen der jeweiligen Autoren wider und lassen erkennen, welche Ereignisse einer-

seits als nicht hinnehmbar erlebt, andererseits aber als abänderbar betrachtet 

werden. Außerdem äußert der Betreffende zumeist recht klar, wie er sich die 

Regelung seines Anliegens vorstellt. Eingaben kommen auch von Frauen, aber in 

geringerem Umfang. Einen Eindruck vom konkreten Aufkommen im Jahre 2011 

vermittelt die nachfolgende Tabelle.  

 

 Jan. Feb. März April Mai Juni Juli Aug. Sep. Okt. Nov. Dez. Gesamt 

Eingaben 42 48 33 29 37 41 56 49 25 35 39 42 476 

Art der Anliegen 

(eine Eingabe kann Anliegen sowohl individueller als auch allgemeiner Art enthalten) 
 

Allgemein 6 6 6 4 2 3 6 3 2 1 3 3 45 

Individuell 33 43 25 22 35 36 49 47 20 33 35 36 414 

Unzustän-

digkeit des 
JVB 

3 1 3 3 2 2 1 1 3 1 2 3 25 

Gesamt             484 

Individuelle Anliegen nach Themenbereichen 

(eine Eingabe kann mehrere Anliegen verfolgen): 
 

Medizini-

sche 

Versorgung 

2 5 4 3 7 5 7 2 2 5 1 4 47 

Arbeit und 
Arbeits-

entgelt 

6 4 2 2 2 3 4 4 2 4 1 1 35 

Behandlung 11 9 3 7 9 16 16 14 8 10 9 7 119 

Umgang mit 
Gefangenen 

6 6 2 6 4 12 5 6 3 4 5 5 64 

Außenkon-

takte 
6 9 1 1 4 3 5 6 1 5 9 4 54 

                                                           
9 S. Nr. 5 der schon erwähnten AV vom 13.12.2010 
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Verlegung 

und offener 

Vollzug 

4 8 2 4 8 7 13 6 3 6 12 8 81 

Nutzung 

eigener 

Sachen 

1 8 1 1 - 1 - 3 2 1 2 5 25 

Sonstige 

Anliegen 

(ohne 

solche von 

Bedienste-

ten) 

10 16 14 7 11 12 23 23 6 10 12 13 157 

(Individuel-

le) Anliegen 
von 

Bedienste-

ten 

4 5 4 2 5 - 2 8 4 5 7 4 50 

Gesamt             632 

 

Aus der Übersicht ergibt sich, dass insgesamt 476 Eingaben erfasst wurden. Die 

meisten betrafen individuelle Anliegen. Aber es gab auch Mitteilungen, die 

schon von vornherein allgemeine Fragen ansprachen, etwa zu organisatorischen 

Maßnahmen oder dem Angebot von Ausbildung und Behandlungsmaßnahmen. 

Ganz trennscharf ließ sich diese Unterteilung nicht durchführen. Denn selbst 

hinter Grundsatzfragen können sich zugleich individuelle Interessen verbergen. 

Unzuständigkeit lag beispielsweise vor, falls der Sachverhalt allein den psychiat-

rischen Maßregelvollzug oder den Justizvollzug eines anderen Bundeslandes 

betraf. 

Die individuellen Anliegen auf thematische Gruppen aufzuteilen, erwies 

sich als schwierig. Das kommt u.a. durch die Sammelrubrik „Sonstige Anliegen 

(ohne solche von Bediensteten)“ zum Ausdruck, die mit insgesamt 157 Zählun-

gen die größte Gruppe darstellt. Die Eingaben bieten eine große thematische 

Vielfalt und Breite. Selbst die verbleibenden Gruppen, die wir gebildet haben, 

mussten teilweise recht blass bleiben, wenn etwa „Behandlung“ als Überschrift 

fungiert. Immerhin werden einige Richtungen erkennbar, insbesondere der 

Wunsch nach mehr Außenkontakten und entsprechenden Freiheiten. Die Verle-

gungswünsche werden oft mit besseren Kontaktmöglichkeiten zu Lebenspartnern 

und Familienangehörigen begründet und hängen mit Besuchswünschen zusam-

men. Andere Anliegen, wie etwa eine bestimmte Ausbildung machen zu können, 

kommen in unseren Eingaben ebenfalls vor, aber weniger häufig. 

Bei Bediensteten geht es um Probleme rund um den Arbeitsplatz, vom 

Wunsch, nicht in eine neu erbaute ferner gelegene Anstalt versetzt zu werden, bis 
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hin zu Klagen über Mobbing durch Kollegen, Klagen über den Dienstplan und 

über ausbleibende Beförderungen.  

Die nachstehende Tabelle zeigt, wie sich die Eingaben auf die Personen-

gruppen verteilen. Erwartungsgemäß stellen die Gefangenen den größten Anteil. 

Aber immerhin hatten wir auch 64 Eingaben Bediensteter. Sie brauchten sich 

nicht an den Dienstweg zu halten, und ohne ihre Zustimmung erfährt der Dienst-

herr von der Angelegenheit nichts. Für Bedienstete sind die Möglichkeiten, sich 

über ihre Lebensbedingungen in der Anstalt zu beschweren, vergleichsweise 

stärker begrenzt als für Gefangene. In über der Hälfte der Fälle (38) fand ein 

mündliches Gespräch statt, wohingegen bei den Gefangenen das schriftliche 

Verfahren überwog.  

Erklärungsbedürftig erscheint die dritte Gruppe der Sonstigen mit 101 Ein-

gaben. Diese im Wege eines Ausschluss-Verfahrens gebildete Gruppe ist nicht 

ganz homogen. Es dominieren insoweit Eingaben von Angehörigen Gefangener, 

die sich beispielsweise im Anschluss an einen Besuch im Gefängnis Sorgen 

machen, vor allem um ihre Kinder – oft im Jugendvollzug – oder um den Le-

bensgefährten. Die „Sonstigen“ können sich per E-Mail melden und in der Zu-

versicht äußern, dass ihr Schreiben weder direkt noch indirekt den Vollzugsbe-

diensteten bekannt wird.  

 

 Nur schriftlich Nur mündlich 
Schriftlich 

und mündlich 
Gesamt: 

Bedienstete  

(AVD u. 

Werkdienst) 

26 11 27 64 

Gefangene 232 4 75 311 

Sonstige 69 1 31 101 

Gesamt: 327 16 133 476 

 

Die Quantitäten vermitteln einen Eindruck von (einem Teil) der Tätigkeit des 

Justizvollzugsbeauftragten. Sie sagen zum Gewicht des Vorgetragenen jedoch 

kaum etwas aus. Wenn freilich bestimmte Verfahrensweisen in einem fort bean-

standet werden, lenkt das den Blick auf den strukturellen Hintergrund und pro-

voziert die Frage, ob insoweit alles befriedigend geregelt sei. Doch gibt es hier 

kaum einen Mechanismus: Wenn immer wieder über das Essen oder den Kauf-

mann geschimpft wird, muss das nicht heißen, dass dieser besonders schlechte 

Angebote unterbreite. Sichtbar wird „lediglich“ der empfundene Mangel an 

Wahlmöglichkeiten und Autonomie. Der allerdings ist strukturell bedingt, nur 

wenig abänderbar.  
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Wir haben den Bogen weiter gespannt und die jeweiligen Haftbedingungen 

auch unter der Voraussetzung analysiert, dass lediglich vereinzelte Beschwerden 

haben hellhörig werden lassen. Exemplarisch lässt sich das für den Jugendvoll-

zug sagen. Denn schon seit längerem ist bekannt, dass aus diesen Anstalten rela-

tiv selten schriftliche Eingaben kommen, ohne dass man behaupten könnte, die 

dortigen Gefangenen seien mit dem Haftleben besonders zufrieden. Ein wesent-

licher Grund für die Zurückhaltung dürfte in der geringen Vertrautheit der Ju-

gendlichen und Heranwachsenden mit schriftlichen Beanstandungen liegen. Eine 

einzelne Eingabe konnte dann die kleine Zahl der Eingaben wettmachen, sie 

hatte es gleichsam in sich. Sie erfolgte zu einem Disziplinarverfahren gegen 

einen Gefangenen, der mit einem Mithäftling eine körperliche Auseinanderset-

zung hatte. Die Eingabe verdeutlichte nicht lediglich den kurzen summarischen 

Prozess, durch den die Sache abgewickelt worden war. Sichtbar wurden darüber 

hinaus die prinzipiellen Mängel dieser beliebten Form der vollzuglichen Prob-

lembewältigung, und zwar jenseits der eventuellen Eigenheiten einzelner Akteu-

re. Es ergab sich ein Widerspruch zwischen einem strafähnlichen Verfahren, das 

jedenfalls rudimentär als fair erlebt werden soll, und einer faktischen Lage, in der 

Ankläger und Richter voreingenommen sind und die gesamte Prozedur als „er-

zieherisch“ begreifen, als Lehrstunde – vor allem zur Einordnung und Selbstdis-

ziplinierung. Aus der anschließenden Problematisierung des Geschehens ist 

inzwischen ein Gesprächskreis erwachsen, der nicht lediglich die schwierige 

Zone zwischen Erziehung und Disziplinierung ausleuchtet, sondern außerdem 

Ausschau hält, welche Vorgehensweisen die fragwürdigen Praktiken der Diszip-

linierung einschränken und ersetzen könnten. Denn gerade im Vollzug, wo man 

den Gefangenen rund um die Uhr „hat“, müsste es doch eigentlich möglich sein, 

mit gewaltsamen Auseinandersetzungen unter Gefangenen anders umzugehen als 

sie gewissermaßen durch staatliche Disziplinargewalt „herunterzuknüppeln“. Zu 

den einschlägigen Stichwörtern zählen u.a. Verbalisierung, Deeskalation und 

eventuell Mediation sowie das Erlernen von Gruppenfähigkeit. Der Weg aus der 

Gewalt besteht für gewöhnlich im Erlernen gewaltfreier Umgangsformen. Auch 

in dieser Hinsicht sollte der Staat mit gutem Beispiel vorangehen und Vorbilder 

liefern. Abzuwarten bleibt, wie sich die gemeinsamen Anstrengungen von Prak-

tikern, Ministeriumsmitarbeitern und Justizvollzugsbeauftragtem, die durch diese 

einzelne Eingabe in Gang gekommen sind, entwickeln werden. Bislang wirken 

sie immerhin schon in die Fortbildungsarbeit hinein.  

Man ist, wie das Beispiel veranschaulicht, mitunter schnell bei grundsätzli-

chen Fragen. Sie lassen sich aus Praxisbezügen heraus herleiten, und eventuelle 

Antworten können zugleich wieder auf Praxisgeschehen bezogen werden. Damit 

wird der Vollzugsalltag nicht lediglich in dem Sinne kontrolliert, ob auch alles 
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seine Ordnung habe. Sondern die Kontrolle gewinnt eine konstruktive Seite, die 

zu gangbaren Verbesserungen hinführen soll.  

 

 

5. Kontrolle und Erfolg 

 

Die Frage nach einem Erfolg weist in verschiedene Richtungen. Zunächst ist zu 

fragen, auf welche Person oder Institution sie sich beziehen soll. So ist ein Erfolg 

dessen, der eine Eingabe tätigt, von dem Erfolg zu unterscheiden, den das Sys-

tem der Eingaben und proaktiven Beobachtungen für den Justizvollzug als staat-

licher Einrichtung hat. Daher kann die Zielerreichung eines einzelnen Gefange-

nen, zum Beispiel die verlangte Zahlung einer Vergütung, für diesen einen Er-

folg, für den Vollzug oder das gesamte Justizsystem hingegen einen Misserfolg 

bedeuten, etwa falls die Gutschrift in der Sache nicht gerechtfertigt war. Umge-

kehrt mag die bereits erwähnte Beschwerde über ein schon durchgeführtes Dis-

ziplinarverfahren dem Gefangenen, der bereits alles erlitten hat, nur noch wenig 

nutzen, kann aber dennoch für den Justizvollzug sehr hilfreich sein, indem sie 

auf Mängel verweist und Verbesserungen des Umgangs anstößt.  

Der Erfolg lässt sich des Weiteren als Wirksamkeit verstehen, so dass Um-

fang und Intensität des Bewirkbaren oder Bewirkten den Maßstab bilden. In 

dieser Hinsicht waren und sind Grenzen zu betonen: Anders als das übergeordne-

te Ministerium oder eventuell der Anstaltsleiter und anders als die zuständigen 

Gerichte kann der Justizvollzugsbeauftragte keine Sachverhalte selbst regeln und 

in diesem Sinne intervenieren, sondern nur Empfehlungen aussprechen. Doch 

insoweit muss zwischen (eingeschränktem) rechtlichem Können und faktischem 

Einfluss unterschieden werden. Denn die Erfahrung hat gezeigt, dass nicht selten 

allein die Erkundigung nach der Situation eines Gefangenen die Dinge in Bewe-

gung zu setzen vermag. So hat beispielsweise die Nachfrage, ob es zutreffe, dass 

der Gefangene XY bereits seit Monaten keinerlei Arbeit oder Beschäftigung 

habe, zu der Antwort geführt, man habe ihn nunmehr seit wenigen Tagen in 

einem Betrieb unterbringen können. Freilich dürfen derartige Effekte nicht über-

schätzt werden. Unklar bleibt nämlich, ob gleichsam neue Kapazitäten aufgetan 

wurden oder aber ob dafür ein anderer Gefangener „hinten heruntergefallen“ ist. 

Ferner kann es sich um eine beschleunigte Erledigung handeln, die letztlich die 

Angelegenheit nicht wesentlich vorangebracht hat.  

Den Fällen, in denen schon die Erkundigungen des Justizvollzugsbeauftrag-

ten Veränderungen bewirken, stehen andere gegenüber, bei denen Verfasser von 

Eingaben den Kontakt rasch nach der Anrufung des Justizvollzugsbeauftragten 

wieder bewusst abbrechen. Das geschieht dann mit dem Hinweis, seit dem Be-

kannt-Werden der Schreiben sei man beträchtlichen Repressalien ausgesetzt. Die 
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wolle man nicht länger ertragen. Sie seien schlimmer als die Probleme, die zur 

Einschaltung des Justizvollzugsbeauftragten geführt hätten. Bisher ist es nicht 

gelungen, in diesen – glücklicherweise seltenen – Fällen eine akzeptable Lösung 

zu finden. Wir entsprechen einem derartigen Wunsch, geben aber der Anstaltslei-

tung Nachricht. Vonseiten der Mitarbeiter ist stets mitgeteilt worden, die betref-

fenden Befürchtungen (gelegentlich auch von Bediensteten!), bei Fortsetzung 

des Kontakts weiteren Nachteilen oder gar Bedrohungen ausgesetzt zu sein, 

träfen nicht zu und ließen sich nicht nachvollziehen. Wie auch immer die Lage 

im Einzelfall zu beurteilen ist, bleibt ein bitterer Nachgeschmack. Er signalisiert 

die Grenzen, an die externe Kontrollen stoßen können.  

In der überwiegenden Zahl der Fälle wurde die Angelegenheit formal abge-

schlossen, ohne dass sich Aussagen zu den näheren Auswirkungen machen las-

sen. Wenn zum Beispiel ein längeres Gespräch zwischen Anstaltsleiter oder 

Abteilungsleiter einerseits und Gefangenem andererseits herbeigeführt worden 

ist, bleibt abzuwarten wie sich danach die Beziehungen entwickelt haben. Die 

Kommunikation kann hoffnungsvoll vorangekommen sein, die Fronten können 

sich aber ebenso weiter verhärtet haben. Oder: Ein Gefangener erreicht seine 

Verlegung in eine andere Anstalt, ist mit unserer Unterstützung erfolgreich, nur 

wissen wir nicht, ob diese Verlegung im Ergebnis auch für die soziale Integrati-

on hilfreich war.  

Die Vorgänge spielen sich selten nur bilateral zwischen den Petenten und 

dem Justizvollzugsbeauftragten ab. Sie werden zugleich aufmerksam von ande-

ren wahrgenommen. Es wird – beabsichtigt oder nicht – ein Exempel vorgeführt, 

dessen Ausgang weder für Gefangene noch für Bedienstete von vornherein si-

cher ist. Insofern darf man insgesamt von einer eher positiven Botschaft ausge-

hen, jedenfalls soweit wir unsere Ideale umsetzen konnten. Dann wurde bei-

spielhaft deutlich, dass ein Mensch selbst als Gefangener in der Situation der 

Übermacht des Staates dieser nicht grenzenlos ausgeliefert ist, vielmehr einen 

neutralen Ansprechpartner finden kann, der den kritischen Blick auch auf die 

„andere Seite“ richtet.  

Die Chance dieses kritischen Blicks stellt einen Wert dar, der kaum zu hoch 

zu veranschlagen ist. Dadurch, dass sich alle Beteiligten, einschließlich der Auf-

sichtsbediensteten, an den Justizvollzugsbeauftragten wenden, entsteht ein viel-

seitiges Bild, das in seiner Komplexität lediglich partielle Einblicke und einseitig 

gefärbte Darstellungen übertrifft. Es bewirkt eine fortwährende Unzufriedenheit, 

die zu gestalterischem Handeln herausfordert. Gleichsam als Verkörperung des-

sen erscheint u.a. die schriftliche Berichterstattung im jährlichen Tätigkeitsbe-

richt. Sie ermöglicht die Aufbereitung von Problemstrukturen ebenso wie das 

Aufzeigen von weiterführenden kriminalpolitischen Wegen.  

 


